
Äkfén2éiéhehiil1t

2_„BH1151154_

verkündet "'_
am_4‚August 1955

I

'
für Recht erkannt:

_

' I m N a m e n die s V o l k € 8 '

In
Sachen

des

Klägers und ReviSionsklägefs, ?;

Brazeßhevollmacht1gter..

’
geéeh"

dié EigéhunfallvGrsicherung Berlin in Berlin—Wilmers-
'1_ dorf, Brandenburgische Str 85/81,

,
Beklagte und Rev1s1on»beklagte,

hät der2LSenatdesBundeééoZialgeriéhtsauf dié
mündliche Verhandlung vom 4.August‘l955‚ an derfmit—

_gewirkt haben

Senatspräsident

“_,
V

als Vor51tzender‚ jg;;j;l_
_

Bundesrichter und
-Bundesrichter ' 1

‚' "

als weitere Berufsr1chter‚3g_

_Bundeasoäialrichter ._-1_1„„1
‚„H_émäünund

Bundessozialrichter
1„„- ‚„

'
als ehrénamtliche Beisitzer, '

. Die R9Vision des Klägers gegén das—Urteil_deé'Landes—

-sozia1gerichts-Bgriin vom 5‚August 1954 wird'zurück—
'g_ewieäen° " ‘ '

fAußerger10ht110he Kosten sind
n1cht

zu erstatten.

; “'_iD1e Gebuhr fur d1e Berufstat1gk01t des Rechtsanwalts

- ‚1„ x _, ‚ __ V
' wird auf

‚907-1'w festgesetzt;

vonRecht's■iiéégén’_‘*f*-‘?
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'Der
Kläger

_war
als

O_in der West—-Berliner

-_ Justizverwaltung beschäftigt. Am 16. August 1950 erlitt er auf
"dem Wege zum Dienst einen Unfall. Dieser Unfall füh1te haupt—

' 'sächlich_einé Schädigung der rechten Hand herbei. Bei der Ver

‚'sicherungsanstaltBerlin (VAE),die denUnfall bearbeiteteun
"dem Kläger KrankenhehahdlungngWährte, beantragte der Kläger

anfänglich
nur die Zahlung.des Krankéngeldee; Anspruch auf Ge

'9währung einer Unfallrente erhob er zunächst nicht, weil er
der Meinung war, eine solche stehe ihm nicht zu wegen seiner

' verm&tlich gegebenen An9prüche auf Unfallfürsorge nach dem

- Beamtenrecht Nachdem der Kläger in den Ruhestand versetzt
"_worden war, stellt

6 er mit Schreiben Vom 25. April 1951 jedoch
ausdrücklich den Antrag bei der vAB die ihm zu bewilligénde

Verletzténrente unter Anwendüngdes @559 & Abs.4, 5 RVGfest-
'.zusetzen, wobei er_ darauf hinwies, seine Kriegsbeschädigten—

rente ruhe seit 1921. Mit BeSche1d vom 28. Mai 1951 gewährte

die VAB dem Kläger eine v0rläufige Rente von 20 v. H.

'In der hiergegen e1ngelegten Beschwerde
erklärte

sich der Klä»
ger unzufrieden mit dem fes tgesétzteh v. H. —Satz seiner Minde—

' rung der Erwerbsfähigkeit und bemängelte, daß weitere durch

_
den Wegeunfall hervcrgerufene Leiden nicht berücksichtigt

worw

-.den_ seien. Der Besohwerdeau530huß der VAB wies 'die Beschwerde

;durch Entscheidung vom 27. November 1951 zurück.

BDiesé Entscheidung focht der Kläger_ bei dem Soziälversiche-

_rungsamt Berlin an. Während dieses VerfahrenSabschnittes über«

nahm die Beklagte auf Grund des Gesetzes über Zulagen und Min—
destleistungen in der gesetzlichen Unfällversicherung und zur

—Überleituhg des Unfallver31cherungsrechts im Lande Berlin vom
'f29 April 1952 (BGB1.I S 253)

—
in Ber1in_eingefüh1t durch das

-. _gieiebiautende Gesetz vom 10. Juli 1952 (GVOB1.s 583) —die
hntschad1gungspf110ht an Stelle der VAE. Die Beklagte veran—

„1 91aßté alsbald eine Nachunter3uchung und entzog daraufhin die
":Rente mit Bescheid 'vom 5 Dezember 1952 der _gleiChfalls Gegen-°

‘ stand des Verfahrens vor dem Sozialver31cherungsamt wurde. De?

“f Bez1rksberufungsausschuß des Sezialvérsicherungsamts zog
_die'

'„fbeim Versorgungsamt II Berlin über den Kläger geführten Akten

'lbei und ließ den Kläger chirurgir Ch sowie nervenfachärutlichJLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


“.“; "_'

begutachten. Mit Urteil
vom 26.November 1953 hob der Bezirks—"”

_berufungsausschuß den Ren■enentZiehungsbeseheid vom 5.Dezember

1952 auf'und verurteilte die Beklagte, dem Kläger über den

31°Januar 1953 hinaus‚eine Dauerrente von 10 V.H. zu gewähren;

im übrigen wurde die Beschwerde des Klägers zurückgewiesen,

Mit der hiergegen erhobenen weiteren Beschwerde, die mit dem

Inkrafttreten des Sozialgerichtsgeset es am 1. Januar 1954 als
Berufung auf das Landessozialgericht übe1ging, machte dei Klä«

g_er gelténd,- gemäß 5 559 a Abs.5. RVO sei seine Kriegsbes chädi-i
gung, die nach den Feststellungen des Versorgungsamts 20 V„H.

betrage, bei der Höhe der Unfallrehte zu berücksichtigen; bei
der Bemessung der Unfalltolgen mit nur 10 v.H. sei den Auswir«
kungen der'Schreibbehinderung auf seinen Beruf als Oberamts—

._ehwalt nicht genügend Rechnung getragen werden. Ferner äußerte

_er Zweifel, _ob sich das Landessozialgericht angesichts der
_(undurchsicht_igen_ Rechtsstellung der pensionierten_ Richter,

Staats—‚__.

Qund Amtsanwälte überhaupt für zuständig eraéhten könne. Das '

jLande3soz_ia.lgericht ließ den Kläger auf seinen Antrag durch

fein'en Facharzt für Orthopädie begutachten, der wegen _der Funk--
Ätio'nsbehinderung der rechten Hand eine Minderung der Erwerbs-

lfähigkeit ven 10 v. H° anrahm. Es wies durch Urteil vom 5. August

91354 die Berufung zurück. In den Entscheidungsgründen führte das_'

„Landessozialgericht aus, die Minderung der Erwerbsfähigkeit sei
ÄvOn den Vorinstanzen auf'Grund der ärztlichen Gutachten zutref—

“fend beurteilt worden. Der Beruf des Klägers als Oberamtsanwalt

Pb1ete ke'inen Anlaß zu höherer Schätzung der Unfa'llfolgen. Eine

_sog GeSamtrente gemäß % 559 & Abs 5 RVG könne der Kläger nicht
b_eanspruchen‚ weil 'dieséf Vorschrift nach der zu billigenden ' '

grundsatzl .Entscheidung Nr'. 5286 de's Reichsversicherungsamts

(RVA) (AN° 1939 8._IV 19Q') die Berücksichtigung von Kriegsbe—

'schadigungen _nicht ermögliche 5 559 a Abs. 5 RVG sei aber im
vorliegenden 'Falle auch' schon deswegen unahwendbar, weil der

Klager naeh seinen. eigenen Angaben, die durch Anhaltspunkt_e in_

den Nersorgungsakten b_estatigt würden, bis 1920 oder 1921 für

>se1ne Kriegsbeschädigung- Rente bezogen habe; nach der angeführ-'

_ten Entscheidung des RVA_'set2e di_e_ Bildung einer Ge'samtrent_e vor- "

a'ü_s, daß' der Verletzte. _für die Folgen des früheren Unfalls eine ; __'Rente niemal$_ erhalten habe. Die VOmKläge_r _vdrgetragenen Bedenken "'
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gegen die Zuständigkeit
'des

Land63302111geiichte wurden in den

‘„ntscheidungsgrunden nicht erörtert.„„

'Die Revision
wurde

Zug'elassen‚
weil.

eS'sich
bei der Aus°1eguhg

—des 5 559 a Abs 4 und 5 RVG um Rechtsfragen von grundsatz110her

_
Bedeutung handele° 9_*9.„. „ . ‚ _ ‚_ .

' Das Urteil iét
am 19 Auguet 1954 demKläger zugestellt

werden.
'Seine am 13.3eptémber 1954 eingelegte Revieion rügt eine Ver—

letzung.des % 51 SGG. Das Landessöäialgericht sei nicht zustän-_
dig gewesen. Der nach dem Berliner Ge5etz über_die_Rechtsstcl—

lung der Richter und Staatsanwälte Vom 9.Jahuer 1951 (GVOB1°
5.235) in'deanuhestand versetzte_Kläger'gehöre'nicht zu demvon
der Unfallveréicherung nach 5 546 RVGumfaßten Persönenkreis;
freilich sei er auch nicht Beamter im Sinne des Berliner Landes—

bGamtengesetzes vom 24 Juli 1952 (GVOB1. 8.603); das nach 5 167

auf Staate— und Amtsanwälte nicht anzuwenden sei.D1e-Zuständig—

(keit des_Landessozialgerichts könne nur
angenqmmen werden, wenn_

ein Versicherungsverhältnis des Klägers zur VAB bestanden habe,

was wiederum vorau33etze‚ dal3 man _die Beseitigung des Berufsbeé

amtentums durch die umstrittene Mag1strateanordnung vom 8_ Ju_ni_-

1945__(v0131.s 29) für recht'ens‘halte. "

Außerdem_ 'sei das materielle Recht verletzt
werden du1ch Verken-

'nung des Begriffes des Spéziälberufes _(zu vgl. _Bayerieches Landes

' vereichexungsamt 1n Amtsb1. des' Bayer Staätsmih. -fü'r- Arbeit und
'soziale Füreo_rgé S 659) 30wie durdh- N10htanienduno des Maßstäbes

dér_D1enstfah1gke1t im Sinne des Beamtenrechts Daé__angefochtene
Urteil habe ferner 5 559 a Abs. 3

— 5 RVGfa130h' ausgelegt, das

Wort “nicht" in A'bsatz 5- solle kein esfalls "ni_emals“ bedeuten;‘
'ferner

Sei auch e'ine Kr1egsbeschad13ung zur Bildung einer Geeamt—
"rente für einen späteren Unfall heranzu21ehen‚ da 'Absatz 5 aus»
}druck110h auf Absatz 4 Bezug nehme.v

‘Der Kläger hat den Antrag' gestellt,
das angef0chtene

Urteil _auf—

.zuhEben und die 'sache_ zur anderwe1t1gen Verhandlung '_und Entsche1—

":dung' an die Vorinstanz zuruckzuverwe13en._ 7" ' "

7_.Die;Beklagte beantragt_Zurückweisung der_RéVi$iQn‚ Sie führt aus,
K_gur Zeit des Unfalls sei'der Kläger auf Grund eines—bürgerliche
]_rechtlichen‚Dienstverhältnisses als Ange3tellter tätig geweeen.

__'_"5{_.“
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:Séin Unfall sei als Arbeitsuhfall anerkannt wordeni'Bei'dem""

Streit um den sich hieraus ergebenden Rentenanspruch handele
‘es'sich

um eine öffentlich—rechtliche Streitigkeit in Angele—

jgenheiten der Sozialvefsicherung’gemäß $'51 SSG. Daß der Kläger
>Vor demUnfall in einem öffentliCh-rechtlichen Dienstverhältnis
gestanden und damals nach 5 541 Nr.l RVG der Versicherungspflicht '

nicht unterlegen hahe‚_sei ohne Einfluß auf das anhängige Streit—
'verfahreni Im übrigen entspreche das angefochtene Urteil sowohl
hinsichtlich der Würdigung der Minderung der Erwerbsfähigkeit

als auch hinsichtlich der Auslegung des 5 559 a Abs. 5evo der_
heute noch beizubehaltenden Rechtsprechung des RVA .

' *"‘

"Die Revision
ist

stätthaft und form- und 'fris
tgerecht e1ngelegt,

jedoch unbegründet '

5 51 see iSt nicht verletzt. Denn'beidemRechtsstreit, dender
.Vorderrichter entschieden hat, handelt es sich um eine öffentlich-
wrechtliChe Streitigkeit in Angelegenheiten der Sozialversicherung,

_'zu deren 13ntscheidung die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit be«

rufe n si nd.‘ä 5l Ab_3.1' SGG). In diesem Verfahren macht der Kläger
nämlich seinen Anspruch auf Leistungen der gesetzlichen Unfall-

__versi'cherung geltend. Als Grundlage dieses An3pruchs kommen j.n Be—

=ätrucht die 95 17 Abs.1 Nr 2,18 Abs.1 in Verbindung mit 5 12 des
fGésétzes übe'r Zulagen und Mindestleistungen in der gesetzlichen

UhfallvereiCheruhg und zur Überleitung des Uhfallversicherung:s—

_rechts im Lande Berlin vom29. April 1952 _(UZG). 'Gegen die Rechtsé„ 1
}_gültigkeit dieser Vor30h'riften‚ die den _Übergang der Entechädi- '
_igungspflicht für Unfälle aus der Zeit vom 8. Mai 1945_bis

_ ‚
"31'.Dezemher1950von ieh VAEauf die im Dritten Buchder RVGbe-_;_"
ezeichneten Träger der Unfallversichérung regeln, bestehen keine '

'Bedenken„ .Es handelt sich
um Überleitungsvorsehriften, welche die_

»
Annäherung eines vom Bundesrecht abweichenden Zustande an Rechts—'Ü

'grundsätze der Bundesrepublik zum Ziele haben und deshalb, wie-„'
g-in der Rechtsprechung anerkannt ist, dem Grundgesetz entsPreehen

_
;(Keer. in _Jur.Rdsch.1950s.474;BVerfGei.in NJW1955s.865).

"Äus der Rech_tsnatur de3_ anspzuehbegrundenden Rechtsverhältn189es

;„fäibt sich söhach zweifelsfrei die Zulässigkeit des ReChtswegés —
»_vör den GeriChten_ der Sozialger10htsbark91t (BVA, Gr. E. Nr. 4l24 __‚__

'Äih AN.1931 s. 295; nez. 157 3.106; oenz. 2 s. 5e; BGHZ.14 3.222;‘?

„_; 6_ _.
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Dreiekmann,HandbuchderSozialVersioherung,4.Aufl., Bd1 s.190h
V; Peters— Sautter—W01ff, Kommentar zur Sozia.lgerichtsbarkeit,

- Anm. 3a bb zu 5 51 SGG). Die Entscheidung darübe1, ob daneben

etwa. nach Grundsätzen des öffentlio_hen Dienstes sonstige An—
sprüche bestehen, gehö t hingegen nicht zu den Aufgaben der Ge-

richte der Sozialgerichtsbarkeit. 'Wenn daher der Kläger geltend

gemacht hat, er sei bis_ zum Zusammenbruch Be_amter gexf'esen und

es sei deswegen zweifelhäft,
ob er mit Recht' seiner oéamten—

recht ichen_Ansprüche (auf Versorgung im allgemeinen, hier ins—

besondere auf UnfallfürSorgé) verlustig'gegangen sei, so unter—

lag die'Prüfung'dieSer Drage_nicht dem erkenhenden Senat. Von
dieSer Erwägung abgesehen mußte der'Senat—aber_auch noch be—
rücksichtigen, daß es sich bei den fraglichen\maßnahmen (insbe—

sondere Magistratsanordhungen v0m 8. Juni 1945 und 14 Juli 1945 —
VOB1. S. 29 und S. 64), deren Gültigkeit in Rechtsprechung
(BezVerwGer. für den britischen Sektor Berlins 1n- -DVerw. 1949

S.614; 'KGer. in DVerw. 1949 S. 619) und' Schrifttum (Sorge in

3Jur. Rdsch 1948 S' 245, 1949 S.186) umstritten ist, um Vorschrif—

ten handelt, die gemäß 5 162 Abs .2 SGGnicht ha0hprufbar sind.

Sie stellen zweifellos kein Bundesrecht dar und gelten auch 9

'nicht über de'n Bezirk des Landess ozialgerichts Berlin hinaus.„
“Das letztere wäre nach_ der Auffassung des

Senats nur dann der_

-Fall, wenn di'e im Bezirk des Land°ss021alverichts Berlin bee te-

'hende'n landesrechtlichen Vorschriften außerdem Wenigstens _i'h

_
Teilen der Bundesrepublik Deutschland .gelten würden (zu ver-

_'gleichen Stein—JOnas— Schönke— Pohle, 'Kom. zur 'ZPO 18. Aufl.,

'Anm. IV B 4' zu 5_549 ZPO). Offenbar ist auch der Vorde1richter'

.der Ansicht gewesen, bei dem vom Kläger angestrengten Verfahren

habe es sich unter Zugrundelegung der Uberle1tungsbest1mmungen

des UZG um eine seiner Entscheidung unterliegende öffentlich—j

_
rechtliche Streitigkeit in Angelegenheiten der SOzialversiche—_

_rung.« gehandelt' Das Landessozialgericht hat sich zwar _bedauer—
lic'herweise nicht ausdrückliCh mit dieser Frage auseinandérgé—_

setzt; aus der gesamten Erörterung' der 'Rechtslage in den Eht_-f
sche1dungsgrunden ergibt sich aber,

daß das Landessoz1alger1cht

ebenfal'ls den_ vom_erkennenden Senat_ vertretenen Standpunkt ein—_

«nimmt.‚ ‘ ‘ ' '

‘Der Kläger bezieht
auch

zu
RéCht

auf Grund des UZG.Leistungen

_aus der _ge3etzlichen Unfallver31cherung. Unter Unfällen im _Sinne

3_des 5 18 Abs. 1 UZG sind solche Unfälle.
zu verst'ehen‚ die vor
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"f;f7 —.v.„'
Inkrafttreten des UZG auf Grund der in Berlin geltenden Sonder-
ver90hriften von der VAB zu entschädigen waren, im Bundesgebiet
jedoch nicht zum Aufgabenbereich der gesetzlichen Unfallversiche—

'rung gehört haben würden. 80 war in den bisherigen Berliner Un—g
:fällversichsrungsvorsChfiften der Unfallbegriff weiter gefaßt
(& 18 Abs. 3 Nr 6 UZG) und der versicherungspflichtige Personen— .gkreis abweichend von den 55' 537 und 54l RVG geregelt worden „„.

(vgl° @18 Abs‚2 Satz 2 UZG). Der Gesetzgeber hat mit den Über— «
l‘éitungsvorschrii‘tehdes?UZGdie_bisdahinin Berlin bestehende
Reohtslage auf demGebiet der Unfällversicherung insofern be—
'stätigt, als er die im Dritten Buch der RVO nicht vorgesehenen

VersicherungsverhältniSse zur VAE nicht für ungültig erklärt,
sondern mehr oder minder umfassend die Weitergewährung der_auf
ihnen beruhenden Entschädigungsleistungen bestimmt hat. 'Auch
die Stellung des Klägers gegenüber der VAB und der Beklagten
findet hierin ihre Rechtsgrundlage.

1Höheré als
die

ihm zuerkannten Leistungen stehen dem Kläger je-

'doch nicht zu° Der Vorderrichtor' hat entgegen der Revisionsbe—
_hauptung den in der gesetzlichen Unfallversicherung geltenden .älBegriff der Mind erung der Erwerbsfähigkeit nicht verkannt. Das

_.jangefochtene Urteil steht vielmehr insoweit in Einklang mit der
"'auch heute beizubehaltenden RechtspreChung_ des RVA , Dieses

' hat sich
in- Zahlreichen .Entsoheidungen mit dem Problem der Be—'

_me_ssungder Minderung der Erwerbsfähigkeit auseinandergesetzt

Hund dabei einerseits die_ Erwerbsfähigkeit eines Unfallverletztén
' auf dem damals sogenannten "allgemeinen_ Arbeitsmarkt" in den Vor-'

-‚dergr'und ge3tellt, andererseits aber auch eine gebührende Rück—
;Sichtnahme auf die Ausbildung und auf einen länger ausgeübten
1Spezialberur_des Verletzten gefordert (zu vergleichen die Zu—

sammenstell-ung in EuM."Bd 21 S. 97,—ferher grundsätzl Entschei_3
dung Nr 2599 in AN 19l3 S 393)' Hiermit übereinetimmend ist
der erkennende Senat der Auffassung, daß in der gesetzlichen

ÄUnfallversucherung der- Grad der durch Unfollfolgen verursachten

"inderung c£r Erwerbsfähigkeit grundsätzlich nach dem Umfang

_r verbliebenen Arbeitsmöglichkéit auf dem gesamten Gebiete

ErWerbs lebehs zu beurteilen ist, wobei zur Vermeidung un—
'_1111ger Härten Ausbildung und bisheriger Beruf des Verletzten

_‘angemessen zu beruck31cht1gen sind Etwas anderes wird,. ent—
'gegen der Ähnahme der' RéVision, auch_ nicht in dem- urteil des

_"

.
Bayer Bandesvers1cherungc mts vom 9. Juni l95_0 (Amtébl des “'
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„
3 1

“Bayer.Staatsmin.für Arbeit und soziale Fürsorge 1950 3.659 =
3'—_Breithaupt 1950 3.849) ausgeführt, wenn es dort in den Entschei—

.
dungsgründen heißt: "Der Beruf des Verletzten ist nur im be—

‘schränkten Umfang dann zu berücksichtigen, wenn der allgemeine

Arbeitsmarkt für den Verletzten infolge seines Speziellen Be—
11- rufe wesentlich eingeschränkt ist". Auch die Entscheidung des

Bayer.Landesversieherungsamts vom 5.Mai 1950 (Amtsbl. e.a.0.,

5.469) steht mit dieser Rechtsprechung des RV1‘im Einklang. Die
Feststellungen des Vorderrichters.über die dem Kläger‘nach Sei;

_ner-Handver etzung verbliebenen Arbeitsmöglichkeiten lassen dem?

gemäß einen Rechtsirrtum nicht erkennen; es wäre_jedenfalls ver—

fehlt gewesen, dabei die besonderen Verhältnisse bei der Amts—-

enweltschaft hinsichtlich der Erledigungdér_Schreiberbeitenals
ausschlaggebend zu betrachten; denn_in—dem weiten Rahmen der:
.Jüstiz— und allgemeinen Verwaltung stand dem Kläger ein seiner

_Ausbildung—entsprechendes Arbeitsfeld in hinreichendem Maße zur_

Verfügung. '
1'

' . “

Das Verlangen des Klägers, seine Unfallentschädigung müsSe nach.

'dem Maßstab der Dienstunfähigkeit beméssén-werden._géht fehl.
__‚DienstunfähigkeiteinesBeamtenist neein dem—Sonderfalldes.

5 564 Abs 4 RVGzu berücksichtigen, falls ein Beamter bei einer
ehrenamtlichen Tätigkeit in _der öffentlichen und freien Rohl—

_J
‘fahrtspflege (5 537 Nr. 2) oder bei den in 5 537 Nr. 3 bis 5 und
Nr.10 angeführten Tätigkeiten einen Unfall erleidet DiéSe Vor—w

_aussetzuhgen liegen bei dem Kläger nicht vor. Abgesehen von der‘

Sogdervorschr1ft des 5 564_--Abs.4 Sqiz 3 RVOhat -aberder beä■teh—
rechtliche Begriff der Dienstuhfähigkeit für die Prüfung der Hin»

derung der Erwerbefähigkeit im Sinne der Uhfallversicherung kei—„

ne Bedeutung.‘ Die Hinweise der Revision auf die Ausführungen._ bei

Brackmann (a. a. O., Bd. II S. 569, 570, 573)_ beruhen offene icht1_ichv
‘auf einem M1ßverstandnm° -' „ ' “ ' ' '

Schließlichist die_ReVisien'auchin.....e unbegründet.e1sféie_
__den_Grundsa_t2 Nr 11 der grundsätzl. Ent_sch.Nr. 5286 des RVA(ANIEÜ9

Z 8.‘IV 190) angreift. Hier.- _hat das RVA festgestellt dureh eine Ge—
Ü Semtrente im Sinne des 5- 559 _a Abs 5_ BVG seien nur Solche

f?9hé‘"}

_ren Unfälle 2u_-_berhcksichtigeh, für die der Verletzte ne.eh
"55 559 a Abs. 3, 4 eine Rent_e "niemals" erhalten hat. Die_ hierzu_

ge—
gebene Begrundung (aa.0., 3. ‘IV 19_4) ent_ép_ri_oht_ sowohl dem ein-jeJLaw – Gesetze und Urteile
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déutigen Wortlaut als auch dem Sinn'deS 5 559 & Ab3.5 EVO. Auch

„des Bayer Landesversidherungsamt hat diese _Auffa88ung geteilt

(Urteile vom6.Oktober1950und.17.November1950in Amtsbldes
*Bayer. Staatsmin. für Arbeit und soziale Fürsorge 1951 Teil B

_S. 45 und S. 164; Urteil vom 6. April 1951 in Breithaupt 1951
3.1319). Der Standpunkt des Klägers, es genüge, daß er seine _„_.a
Kriegsbeschädigtenrente jedenfalls im Zeitpunkt des Beginns der

_Unfallentschädigung nicht mehr erhalten habe, würde eine andere
F_assung der angeführten Vorschrift voraussetzen, wobei das Wort

“erhalten" statt in der Vergangenheits— in der Gegenwartsform
zu gebrauchen wäre. Schon aus diesem Grunde kann, wie der Vote—

derrichter Zutrei‘fend festgestellt hat, dem Kläger eine Gesamt—a
rente unter Berücksichtigung der Folgen seiner

Kriegsbesehädigung

_nicht gewährt werden. Auf die weitere von der Revision aufgewor- „‘
fene Frage, ob grundsätzliéh Unfälle und Beschädigungen im Sinne

des 5 559 a Abs. 4 RVG_ebensowie frühere Arbeitsunfälle und Be-
rufskrankheiten zur Bildung einer Gesamtrente nach Abs. 5 über—

h_äupt herangezogen werden dürfen, kam es de$vegen nicht mehr an.
Der Senat hat daher von einer Prüfung dieser Frage abgesehen."

Die Revision mußte hiernach als unbegründet zurückgewiesen wer—
den (5 170 Abs 1 _SGG).

‚Die
Kos_tenentscheidung __und

die
Festsetzung

der Gebühr für den

Prozeßbevollmachtiguen des Klägers beruhen auf 55 193, 196 SC
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